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V o n J o s e f K e l n b e r g e r

Brüssel – Die Europäische Union lebt seit
Jahrzehnten von einer politischen Ehe. Ei-
ner Vernunftehe mit Spuren von Liebe und
Hass. Sie wurde geschlossen zwischen den
zwei großen politischen Lagern Europas.
In dem einen Lager finden sich Christde-
mokraten und Konservative, in dem ande-
ren Sozialdemokraten und Sozialisten. Die
beiden Parteienfamilien haben sich im Eu-
ropaparlament immer wieder zusammen-
gerauft, haben gemeinsam den Karren na-
mens Europa gezogen. Und nun, am Ende
eines turbulenten Jahres 2025: die Schei-
dung?

„Die Verwundungen sind tief“, sagt Re-
né Repasi, der mächtigste deutsche Sozial-
demokrat im Parlament. Viele in seiner
Fraktion fragten sich, „ob das überhaupt
noch eine Ehe ist“ und ob man diese „On-
off-Beziehung“ nicht mit einem Knall be-
enden sollte.

Sozialisten und Sozialdemokraten – sie
tragen den Fraktionsnamen S&D – fühlen
sich betrogen von der Europäischen Volks-
partei (EVP), der Familie der Christdemo-
kraten und Konservativen. Seit den Euro-
pawahlen 2024 steckt die vom CSU-Politi-
ker Manfred Weber geführte EVP immer
wieder mit rechts außen unter einer De-
cke. Der Flirt fand seinen Höhepunkt am
Dienstag, 16. Dezember. Erstmals setzte
die EVP in einer Schlussabstimmung ein
großes Gesetz mit einer Mehrheit von Rech-
ten und Rechtsextremen durch.

Es ging um den sogenannten Omnibus
I, das erste Sammelgesetz, das Berichts-
pflichten für kleine und mittlere Unterneh-
men zurückschraubt. Die Wirtschaft von
Bürokratie zu entlasten, das ist Leitmotiv
der aktuellen europäischen Politik. Die
Mehrheit für den Rückbau von Lieferket-
tengesetz und Nachhaltigkeitsberichter-
stattung kam von rechts. Und links
herrschten Wut und Ratlosigkeit, Gefühle,
die sich in den folgenden Tagen noch stei-
gerten. Denn die EVP setzte auch Verschär-
fungen im Asylrecht, noch ein Schwer-
punkt der aktuellen europäischen Politik,
mit rechten Mehrheiten durch.

Der Karlsruher Sozialdemokrat Repasi,
Hochschulprofessor für Europarecht, ge-
hört zum pragmatischen Lager seiner Frak-

tion. Er plädiert dafür, zur Vernunft zurück-
zukehren in der Ehe mit der EVP, zumal er
weiß, dass die Gesetze, die die EVP durchs
Parlament paukt, keine verrückten rech-
ten Projekte sind. Sie wurden von der Kom-
mission im Wesentlichen so vorgeschla-
gen und sind mehrheitsfähig unter den 27
Regierungen, entsprechen also dem aktuel-
len Mainstream. Die rechten Mehrheiten
im Parlament hält er gleichwohl für einen
Kulturbruch. Weber reiße die Brandmauer
nach rechts ein und gefährde die politische
Mitte der EU.

René Repasi lässt den Hinweis nicht gel-
ten, es gebe im Europaparlament drei rech-
te Fraktionen, und man könne Gefolgsleu-
te von Giorgia Meloni nicht gleichsetzen
mit der AfD. „Die Unterscheidung zwi-
schen den verschiedenen Graden von

rechts im Europaparlament halte ich für
akademisch“, sagt er. „Sie alle wollen die
EU von innen heraus aushöhlen.“

Repasi zieht eine Linie von Weber zu
Friedrich Merz, der im Februar dieses Jah-
res versuchte, im Bundestag ein Asylge-
setz mit der AfD auf den Weg zu bringen. Al-
lerdings gab es wegen Weber nirgendwo in
Europa Massendemos, nirgendwo einen öf-
fentlichen Aufschrei, nicht einmal eine
breite Debatte über die Sinnhaftigkeit der
Brandmauer. Europäische Politik ist nicht
präsent in der nationalen Öffentlichkeit.
„Das war objektiv erwartbar“, sagt Repasi,
„aber subjektiv doch eine Enttäuschung.“

Die Sozialdemokraten müssen nun da-
mit umgehen, dass sie mit moralischer Em-
pörung nichts ausrichten gegen Weber.
Der CSU-Politiker argumentiert rein ratio-

nal. Es gehe ihm um „Content, Content,
Content“, sagt er immer wieder, um Inhalt
also. Und die Sozialdemokraten würden
sich in vielen Fällen einer Politik verwei-
gern, die nötig sei, um die Rechtspopulis-
ten zurückzudrängen. Ausgerechnet der
französische Rechtspopulist Jordan Bar-
della, Anführer der größten rechten Frakti-
on im Parlament, bietet sich der EVP im-
mer wieder als Partner an: Er will Weber
aus dem Bündnis mit den Sozialdemokra-
ten herauslocken.

Es ist ein Novum im Europaparlament,
dass rechtsextreme Parteien nicht nur auf
Krawall aus sind, sondern an Gesetzen mit-
arbeiten. Das wurde der S&D beim symbol-
trächtigen ersten „Omnibus“ zum Verhäng-
nis. Als das Gesetz im Oktober zum ersten
Mal im Parlament beraten wurde, ließen

Abweichler in der S&D den Kompromiss
platzen, den ihre Fraktionsführung mit We-
ber geschlossen hatte. Einige brüsteten
sich sogar damit. Für Weber sei das die per-
fekte Möglichkeit gewesen, „um zu testen,
wie der Tabubruch ankommt“, sagt Repa-
si. Kanzler Merz äußerte sich in Berlin zu-
nächst besorgt über Webers rechte Mehr-
heit. Mittlerweile bezeichnet er den Rück-
bau der Berichtspflichten als großen politi-
schen Erfolg.

Künftig müssen nur noch Unternehmen
mit mehr als 5000 Beschäftigten über ihre
weltweiten Lieferketten berichten. Die
Pflicht zur Nachhaltigkeitsberichterstat-
tung betrifft nur noch Unternehmen mit
mehr als tausend Beschäftigten. Mit guten
Gründen klagen die Sozialdemokraten, die
Gesetze erfüllten nicht mehr den Zweck,

europäische Unternehmen auf die Einhal-
tung von Menschenrechten und Umweltre-
geln in aller Welt zu verpflichten. Aber ob
sie damit wirklich Gehör finden, während
Millionen Beschäftigte in Europa um ihre
Jobs fürchten?

Repasi hat als Verhandlungsführer sei-
ner Fraktion vergeblich versucht, die EVP
mit Kompromissangeboten wieder einzu-
fangen. So könne das nicht weitergehen in
dieser Beziehung, findet er. Er schlägt sei-
nen Leuten eine neue Strategie vor.

Repasi plädiert dafür, mit der EVP detail-
lierte „Koalitionsverträge auf Zeit“ zu
schließen und „Paketlösungen“ zu verein-
baren. Das würde bedeuten: Die Partner
verständigen sich darüber, wer welches Ge-
setz inhaltlich bestimmen kann. Wer bei ei-
nem Thema nachgibt, darf beim anderen
Thema gewinnen. Das würde bedeuten,
dass die Sozialdemokraten notfalls dafür

stimmen, abgelehnte Asylbewerber in Ab-
schiebezentren außerhalb Europas zu ste-
cken, um im Gegenzug eigene Ziele durch-
zusetzen. Repasi räumt ein, dieses pragma-
tische Politikverständnis sei „sehr
deutsch“. Dafür müsse er in seiner Frakti-
on erst werben. „In anderen Ländern gibt
es andere politische Kulturen, in Spanien
zum Beispiel kennt man nur die Polarisie-
rung.“ Was Repasi nicht sagt: Seine Frakti-
onsvorsitzende heißt Iratxe García, ist spa-
nische Sozialistin und geprägt vom Kultur-
kampf gegen rechts.

Es dürfte im neuen Jahr turbulent wei-
tergehen in dieser On-off-Beziehung. Man-
fred Weber wird im Ringen um den neuen
EU-Haushalt den Schulterschluss mit dem
linken Ehepartner suchen und vermutlich
den Blick nach rechts wenden, wenn es um
Entbürokratisierung geht. „Die Frage ist,
wann er das Rad überdreht“, sagte Repasi.
Das wäre aus seiner Sicht der Fall, sollte
die EVP Ende 2026 versuchen, ihrer belieb-
ten Parlamentspräsidentin Roberta Metso-
la eine dritte Amtszeit zu verschaffen. Tur-
nusmäßig steht der Job der S&D zu. „Das
ist die Scheidelinie, da werden wir nicht
mitgehen“, sagt Repasi. Mit der gemeinsa-
men Wahl einer Parlamentspräsidentin
würde Manfred Weber die Rechte in Euro-
pa hoffähig machen. Und mit dem alten
Ehepartner hätte er einen Krach, der die
ganze EU erschüttern würde.

S tellen Sie sich zum Jahreswechsel
ein glückliches Deutschland vor:
Das Verhältnis des Staates zu sei-
nen Bürgerinnen und Bürgern ver-

ändert sich grundlegend. Der Staat ver-
traut Ihnen, statt reflexhaft an Kontrolle
zu denken. Dokumentationspflichten wer-
den abgeschafft. Wünscht sich eine Behör-
de, eine Regel möge bleiben, so muss sie ak-
tiv dafür kämpfen. Beweislastumkehr nen-
nen Juristen das. Lange Bearbeitungszei-
ten bei Anträgen, die Bürger und Unterneh-
mer zur Verzweiflung treiben, gibt es in die-
sem neuen Deutschland nicht mehr: Wenn
die Behörde nach drei Monaten nicht re-
agiert, gilt der Antrag als genehmigt. Auch
hier also eine Prinzipienumkehr: Kein War-
ten, die Dinge können angefangen werden.
„Genehmigungsfiktion“ ist hier der Fach-
begriff. Bei Ersatzbauten für marode Infra-
struktur wird grundsätzlich auf ein Plan-
feststellungsverfahren verzichtet, auch
wenn eine Brücke wegen größerer Lkws
und fetterer SUVs heute breiter gebaut wer-
den muss als zuvor. Es spart Jahre.

Das alles ist kein phantastisch-verrück-
tes Deutschland. Das ist das Deutschland
von heute, das derzeit in diesen Punkten
grundlegend reformiert wird. Nur: Kaum
einer bekommt es mit.

All das Beschriebene sind verbindliche,
einstimmige Beschlüsse der Ministerpräsi-
dentinnen und -präsidenten, die sie zusam-
men mit dem Bundeskanzler am 4. Dezem-
ber gefasst haben und die nun umgesetzt
werden. Viele hartnäckige Staatskanzlei-
chefinnen und -chefs hatten über Monate
darum gerungen. Der Staatsreform-Pro-
zess begann bereits mit dem Koalitionsver-
trag, der gut zwei Drittel der Vorschläge
der von Thomas de Maizière, Peer Stein-
brück, Andreas Voßkuhle und mir gegrün-
deten „Initiative für einen handlungsfähi-
gen Staat“ aufgegriffen hatte. Es folgte dar-
aus die „Modernisierungsagenda des Bun-
des“, die von Minister Karsten Wildberger
engagiert vorangetrieben wird. Und nun al-
so die „Föderale Modernisierungsagenda“
vom 4. Dezember, in der Bund und Länder
Reformen zusammen denken. Und auch
nur so werden sie Wirkung haben. Es ist et-
was in Gang gekommen.

Ich konnte in den vergangenen Mona-
ten diesen Prozess näher begleiten. Dabei
habe ich engagierte Reformer erlebt, die in
die Tiefe gegangen sind und Details unse-
res Staatswesens auseinandergeknotet
und sie praktischen Lösungen zugeführt
haben. Ich habe beherzte Ministerpräsi-
dentinnen und -präsidenten erlebt, die ver-
standen haben, wie wichtig Staatsmoderni-

sierung ist, und diese aktiv vorantreiben.
Beispielhaft nenne ich Hendrik Wüst, der
sich das Thema zu eigen gemacht hat, ge-
nauso den aktuellen Vorsitzenden der Mi-
nisterpräsidentenkonferenz, Alexander
Schweitzer aus Rheinland-Pfalz, oder Win-
fried Kretschmann aus Baden-Württem-
berg. Sie treiben und halten nach. Natür-
lich habe ich auch Bremser erlebt, oft lei-
der in den Bundesministerien, die es nicht
schaffen, Fachperspektiven oder Ressort-
Egoismen dem großen Ganzen unterzuord-
nen. Was ist das Große und Ganze? Ein
funktionsfähiger, schneller, digitaler
Staat, dem die Bürger vertrauen, sodass
sie zurückfinden zum Glauben an die Kom-
petenz etablierter Parteien und damit an
die Demokratie selbst. Diese Bremser ver-
suchten, die Agenda zu schleifen. Hier und
da hatten sie Erfolg, insofern bezeichnen
die Länder die Beschlüsse selbst als „Auf-
takt“ für weitere Modernisierung.

Insgesamt aber waren wir vier Initiato-
ren so angetan, dass wir schrieben: „Ein Re-
formpaket dieser Größenordnung zur Ver-
einfachung von Verwaltungshandeln gab
es in Deutschland noch nicht. Es zeigt, es
gibt in diesem Land beherzte Reformer,
die Verantwortung übernehmen.“

Warum nimmt nun aber kaum einer die-
ses Reformpaket mit seinen mehr als 200
Maßnahmen auf 55 Seiten stärker wahr?

Meine bisherige Welt, die Medienwelt,
lebt manchmal von Überverkaufe; in der
Politik gibt es das natürlich auch. Einen sol-
chen Fall von eklatanter Unterverkaufe
wie hier habe ich lange nicht erlebt.

Woran liegt das nur?
Erstens: Es klingt merkwürdig, aber ich

befürchte, die Bundesregierung ist sich
selbst nicht bewusst, was sie geleistet hat.
Nach dem Beschluss der Föderalen Moder-
nisierungsagends wurde Arbeitsministe-
rin Bärbel Bas im „Bericht aus Berlin“ mit
einem Einspieler konfrontiert. Ein Bäcker
gab sein Geschäft auf. „Was tun Sie denn
für die Wirtschaft, Frau Bas?“ Ihr fiel das
Entlastungspaket von vor einer Weile ein –
aber diese gewaltige Reform, die beson-
ders Kleinunternehmern den Alltag er-
leichtern wird, hatte sie nicht auf der Pfan-
ne. Das hätte genauso jedem anderen Re-
gierungsmitglied widerfahren können;
von keinem, außer Wildberger, habe ich da-
zu etwas von Bedeutung gehört. Wenn du
aber Dinge originell und griffig verkaufen
willst, musst du dich mit den mühsamen
Details beschäftigen. Ich vermute, diese
Zeit hat sich keiner genommen.

Zweitens: Die Bundesregierung kommu-
niziert nicht aus einem Guss. Eigentlich
stellen sich bei mir bei Begriffen wie „Nar-
rativ“ und „Storytelling“ die Nackenhaare
hoch. Häufig ist das nur der Zuckerguss
auf fehlender Substanz. Doch will man,
dass das eigene Wirken in der Öffentlich-
keit wahrgenommen wird, braucht man

eine durchgängige Geschichte. Am besten
immer die gleiche, mit jeweils neuen De-
tails. Die Regierung mäandert derzeit
durch viele Erzählungen, von „Der Herbst
der Reformen“ bis zu „Deutschland muss
saniert werden“ – da muss das Publikum
ja aus der Kurve fliegen! Neulich, am Mor-
gen nach dem Koalitionsausschuss, hörte
ich den tapferen Kanzler in der großen
Pressekonferenz erstmals von den „drei
großen Zielen der Regierung“ sprechen, ei-
nem Dreiklang also: „Wachstum der Volks-
wirtschaft und Modernisierung des Staa-
tes – innere und äußere Sicherheit – und
umfassende Reform des Sozialstaates“.

Das fand ich überzeugend. Allerdings
trug der sonst gute Redner das nicht mit
Emphase vor, sondern eher pflichtschul-
dig nach einer langen Nacht. Die politi-
schen Akteure sitzen auf einem so großen
Schatz, das müssen sie sich bewusst ma-
chen! Schließlich ist die Sehnsucht nach
Pragmatik, Lösungsorientierung, enga-
gierten Reformern und einer Ernsthaftig-

keit beim Abarbeiten des Aufgabenbergs
gewaltig. Hier haben wir all diese Zutaten
doch! Diese Reformagenda steht noch da-
zu für eine parteiübergreifende Initiative –
von Union, SPD und den Grünen geführte
Länder ziehen an einem Strang. Es eint so-
gar. Genau so arbeiten Bund und Länder
zusammen, die Länder marschieren voran
und geben gar Macht ab, etwa beim Daten-
schutz oder bei digitalen Fragen, bei denen
der Bund mehr Kompetenzen bekommen
soll. Eine moderne Interpretation des Föde-
ralismus also. Auch danach sehnen sich
die Leute, mehr Miteinander. Lösung statt
Streit. Nicht zufällig füllten sich im Advent
alle Bundesligastadien mit Menschen, die
gemeinsam Weihnachtslieder sangen. Sie
sind müde vom Gegeneinander.

Es gibt aber noch einen dritten Grund,
warum diese Reformen nicht durch-
dringen, und das hat leider etwas mit der
Branche zu tun, in der ich mehr als 25 Jah-
relang tätig war, den Medien. Berichterstat-
tung dazu fand so gut wie nicht statt. In der

„Tagesschau“ landete ausschließlich der
Streit zwischen Bund und Ländern über
die Finanzierungsfragen, der am 4. Dezem-
ber nicht gelöst werden konnte. Das große
Paket zur Staatsmodernisierung wurde
noch nicht einmal vermeldet. Und am Tag
danach dominierte schon wieder der Streit
ums Rentenpaket.

Die scheidende London-Korresponden-
tin der ARD, Annette Dittert, sagte kürz-
lich: „Grundsätzlich denke ich, dass es der
falsche Ansatz ist, zu sagen, wir brauchen
mehr linke oder mehr rechte Journalisten.
Du musst guten Journalismus machen,
und der ist nicht links oder rechts. Kein
Journalist ist ganz neutral, aber er darf
sich nicht auf einer politischen Seite veror-
ten, sondern muss seinen Job machen, das
heißt: sachlich und unabhängig.“ Da hat
sie recht. Ich würde aber noch ein Element
anfügen. In den vergangenen Jahren hat
sich ein Zynismus unter Medienschaffen-
den entwickelt; à la: Hier ändert sich doch
sowieso nichts mehr, oder: Hätten wir

doch Helmut Schmidt zurück! Ich spüre
das selbst, wenn ich von meinen Erlebnis-
sen rund um die Initiative berichte: Größ-
ter Enthusiasmus unter Bürgern, traurige
Blicke in Journalistenkreisen: „Träum wei-
ter, Julia!“ Dieser negative Blick, dass ein-
fach nichts mehr gelingen kann und wird,
ist auch eine Voreingenommenheit, die zu
unausgewogener Berichterstattung führt.
Das müssen sich Journalistinnen und Jour-
nalisten vor Augen führen.

Sicherlich macht es der ökonomische
Druck den Medien nicht leichter. Die Zeit,
die 55 Seiten der Föderalen Modernisie-
rungsagenda in Ruhe durchzuarbeiten,
hat kaum noch ein Redakteur. Und ich ge-
stehe, die Lektüre ist wirklich mühsam. Ob-
wohl ich mit der Materie gut vertraut bin,
musste ich mehrmals die Kaffeemaschine
anwerfen. Trotzdem: Genau einen solchen
Journalismus brauchen wir. Einen Journa-
lismus, der es schafft, den Dingen kritisch

auf den Grund zu gehen. Der aber auch
noch in der Lage ist, das Positive wahrzu-
nehmen. Hier hat der öffentlich-rechtliche
Rundfunk seine ganz besondere Verant-
wortung. Er wurde bewusst durch eine Fi-
nanzierung auf der Basis von Beiträgen
den Marktmechanismen entzogen, damit
er seinem Auftrag nachkommen kann, der
Demokratie zu dienen.

Zudem vergessen manche Medienma-
cher, dass Müdigkeit durch Nachrichten
und durch ständige Empörung ähnlich be-
drohlich für die Relevanz von Medien ist
wie der ökonomische Druck. Der Versuch,
den digitalen Lärm mit noch mehr Laut-
stärke zu übertönen, erzeugt keine Bin-
dung, im Gegenteil. Leserinnen und Leser
halten es einfach nicht mehr aus und wen-
den sich erschöpft ab.

Die Föderale Modernisierungsagenda
allein wird die Wirklichkeit noch nicht ver-
ändern. Die Umsetzung ist nun entschei-
dend, an ihr misst sich der Erfolg. Die Ver-
zögerer und Bremser, die gern im Verborge-
nen wirken, dürfen nicht mehr die Ober-
hand gewinnen. Wir müssen die Mutigen
anfeuern, weiterzugehen und weitere
Schritte zu einer umfassenden Staatsmo-
dernisierung zu unternehmen. Die vielen
sinnvollen Einzelmaßnahmen ergeben
erst im Zusammenwirken und mit einer
verbindenden Darstellung ein Ganzes.

Mit anderen Worten: Mir scheint, wir
stehen vor einem lösbaren Problem.

Julia Jäkel, Aufsichtsrätin und Beirätin, ist Mit-
gründerin der „Initiative für einen handlungsfähi-
gen Staat“. Von 2013 bis 2021 war sie Vorstandsche-
fin von Gruner und Jahr.

EVP-Fraktionschef Manfred Weber (Mitte) auf dem Weg zu einem Treffen mit Giorgia Meloni in Rom. Mit der rechtspopulistischen italienischen Premiermi-
nisterin hat er mehrmals Mehrheiten im EU-Parlament organisiert. (Archivbild)  F O T O : A N G E L O C A R C O N I / I M A G O
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Die Bremser dürfen
nun nicht mehr
die Oberhand gewinnen

Ein Sozialdemokrat schlägt
Koalitionsverträge auf Zeit
mit der EVP vor

Weber weist die Kritik
zurück. Ihm gehe es
nur um Inhalte, sagt er

Die Brandmauer fällt, und niemand schaut hin
Rechte Mehrheiten sind zur Normalität geworden im Europaparlament. Die Sozialdemokraten klagen lautstark

über Manfred Weber, den Fraktionschef der Christdemokraten – aber außerhalb von Brüssel interessiert sich niemand dafür. Was tun?

Enthusiasmus à la Berlin: Friedrich Merz (CDU), Alexander Schweitzer (SPD). C O L L A G E : S Z , F O T O S : R A L F H I R S C H B E R G E R / A F P

Die schaffen was
Ein Antrag, der drei Monate nur rumliegt im Amt, gilt künftig als genehmigt – dies und viel

anderes haben Kanzler und Ministerpräsidenten neulich beschlossen. Sie haben bloß vergessen,

das bekannt zu machen. Und den meisten Medien ist es bislang keine Nachricht wert.

Vo n J u l i a J ä k e l

Ein derart eklatanter Fall
von Unterverkaufe
ist wirklich selten
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